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Konsultation zur Dienstequalitätsverordnung (DQV). Wien, 13.02.2026 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

Hutchison Drei Austria GmbH („H3A“) nimmt im Zuge der Konsultation der Rundfunk und Telekom 

Regulierungs-GmbH (RTR-GmbH) binnen offener Frist nachfolgend Stellung zur Verordnung der 

Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH, mit der bestimmte Aspekte der Dienstequalität festgelegt 

werden (Dienstequalitätsverordnung -DQV).  

Es wird ausdrücklich begrüßt, dass der Verordnungsentwurf den Anhang X des European Electronic 

Communications Code (EECC) nicht vollumfänglich ausschöpft und damit auf eine übermäßige 

Ausweitung unionsrechtlich vorgegebener Transparenz- und Qualitätsparameter für 

Internetzugangsdienste verzichtet. Der unionsrechtliche Rahmen lässt bewusst einen Spielraum zur 

nationalen Ausgestaltung, um nur jene Parameter zu erfassen, die zwingend erforderlich sind, um die in 

Art. 104 und Art. 105 EECC verankerten Transparenzpflichten zu erfüllen.  

Allerdings ist festzustellen, dass die für die Dienstequalitätsverordnung herangezogenen Parameter – 

insbesondere die Ermittlung nach Perzentilen, die Endgeräte-nahen Messstrecken, sowie die damit 

verbundenen stochastisch komplexen Berechnungsmethoden – in ihrer praktischen Ausgestaltung über 

das unionsrechtlich notwendige Maß hinausgehen. Hier kommt es faktisch zu einem Gold‑Plating, das 

zwar formal nicht auf einer unmittelbaren Übernahme sämtlicher Elemente des Anhangs X EECC beruht, 

aber inhaltlich eine überobligatorische Regulierungstiefe erzeugt. 

Die vorgesehenen umfangreichen Mess‑, Aggregations‑ und Berechnungsverfahren generieren einen 

erheblichen technischen und administrativen Aufwand, ohne dass damit ein zusätzlicher Informations- 

oder Transparenznutzen für Endkunden verbunden wäre. Die Komplexität der Parameter – wie 

Latenz‑Perzentile, Jitter‑Perzentile oder Paketverlust‑Perzentile in hochauflösenden Kategorien – ist für 

Endnutzer nicht verständlich, nicht vergleichbar und somit nicht entscheidungsrelevant, während sie 

gleichzeitig beträchtliche zusätzliche Erhebungspflichten für die Anbieter schaffen. Eine Überarbeitung 

des Entwurfs soll folgendes sicherstellen: 

▪ Anknüpfung an klar definierte, objektiv beeinflussbare Parameter. 

▪ Die Erhebung ausschließlich von Parametern, die tatsächlich zur qualitativen Vergleichbarkeit von 

Diensten beitragen. 
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Darüber hinaus führt die pauschale und undifferenzierte Ausgestaltung der Verpflichtungen zu einem 

erheblichen administrativen Aufwand für Anbieter, ohne dass diesem Aufwand ein entsprechender 

regulatorischer Mehrwert gegenübersteht. In mehreren Punkten ist die Verordnung daher als 

unverhältnismäßig, systematisch inkonsistent und praktisch nicht vollziehbar zu beurteilen.  

Vor diesem Hintergrund ist zu berücksichtigen, dass eine regulatorisch angeordnete Veröffentlichung tief 

technischer Parameter nicht automatisch zu besserer informierter Entscheidungsfindung führt. Vielmehr 

besteht die Gefahr, dass die Vielzahl an Detailkennzahlen Verunsicherung erzeugt, ohne dass ein 

tatsächlicher Nutzen entsteht. Eine verbrauchergerechte Aufbereitung sollte daher auf jene 

Qualitätsmerkmale abstellen, die für den Großteil der Endnutzer relevant, verständlich und vergleichbar 

sind, während hochspezialisierte Parameter – soweit sie für bestimmte Nutzergruppen Bedeutung haben 

– zielgruppenspezifisch und nicht allgemeinverbindlich bereitgestellt werden sollten. 

 

Wir hoffen auf die Berücksichtigung unserer Kommentare und Anregungen. Wir regen auch an, dass die 

RTR direkt noch den Austausch mit den Betreibern sucht. Im Folgenden führen wir die Punkte näher aus. 

 

Verbrauchergeschäft. 

Wie bei derartigen Regelungen üblich, betreffen die vorgesehenen Qualitätsparameter primär den 

Verbraucherbereich, in dem „best‑effort“-Dienste ohne garantierte Dienstgüte dominieren und in dem 

Transparenzanforderungen einen klaren Mehrwert schaffen. Demgegenüber sind 

Geschäftskundenangebote strukturell völlig anders konzipiert: 

Sie beruhen regelmäßig auf individuellen Service Level Agreements (SLAs), verfügen über garantierte 

und detailliert definierte Qualitätsparameter und bieten bereits heute wesentlich höhere Transparenz und 

Verlässlichkeit als es die DQV adressieren kann oder soll. Die Einführung zusätzlicher regulatorischer 

Vorgaben würde im Geschäftskundensegment daher keinen zusätzlichen Nutzerschutz bewirken, sondern 

lediglich erheblichen administrativen Mehraufwand verursachen – ohne jeglichen sachlichen Nutzen. 

Dies gilt insbesondere für die Verpflichtungen der §§ 4, 5 und 6 DQV (Latenz, Verzögerungsschwankung, 

Paketverlust). Gerade Geschäftskundenprodukte weisen bereits vertraglich zugesicherte, überwachte und 

dokumentierte Werte dieser Parameter auf. Eine regulatorische Doppelstruktur würde deshalb lediglich 

überflüssige, zeitraubende und kostenintensive Doppelermittlungen nach sich ziehen, die in dieser 

Marktrolle nicht erforderlich sind. 

Vor diesem Hintergrund ersuchen wir, die Anwendung der DQV auf Verbraucherangebote zu 

beschränken. 

 

§§ 4-6, 10, 11, 14 DQV Technische Parameter (insbesondere Latenz, Verzögerungsschwankung, 

Paketverlust) 

Aus Sicht der Praxis ist hervorzuheben, dass die in §§ 4–6 DQV geregelten technischen 

Qualitätsparameter (Latenz, Verzögerungsschwankung, Paketverlust) für die überwiegende Mehrheit der 

Endnutzer weder verständlich noch intuitiv einordenbar sind. Diese Messgrößen sind hochgradig 

technisch, setzen Kenntnisse über Paketvermittlung, Netzarchitektur und stochastische 

Übertragungscharakteristika voraus und werden daher von typischen Konsumenten nicht als 

Entscheidungsgrundlage herangezogen. 

Nur spezialisierte Nutzergruppen, etwa intensive Online‑Gamer oder technisch besonders affine 

Anwender, können aus solchen Parametern tatsächlich konkrete Rückschlüsse ziehen. Für den 

durchschnittlichen Endnutzer sind hingegen einfache, klar verständliche Leistungsangaben (z. B. 

Bandbreite, allgemeine Zuverlässigkeit) maßgeblich; komplexe Netzparameter tragen dort nicht zur 

wahrnehmbaren Transparenz bei und erfüllen das Verbraucherschutzziel nur eingeschränkt. 

Latenz, Jitter und Paketverlust sind hochgradig dynamische Parameter, die sich abhängig von 

beispielsweise der Endgerätegeneration fortlaufend ändern. Die DQV verlangt jedoch die Angabe je 

Endnutzer, differenziert nach „Technologie oder Tarif“ (§§ 4–6 DQV). 

Eine solche individualisierte Datenermittlung ist technisch schwierig durchzuführen, weil Netzparameter 

nicht singulär pro Endnutzer ermittelt werden können, sondern nur aggregiert und eventuell 

datenschutzrechtlich unzulässig, weil kontinuierliche Messungen am individuellen Anschluss eine 
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personenbezogene Verkehrsdatenverarbeitung darstellen würden, die nach DSGVO und § 174 TKG 2021 

unzulässig ist. 

Die im DQV‑Entwurf vorgesehenen Qualitätsparameter (insb. Latenz, Verzögerungsschwankung und 

Paketverlust) sind nach dem Verordnungstext „vom Endnutzer bis nach dem Übergabepunkt zu anderen 

Netzen und zurück“ zu ermitteln und je Technologie oder Tarif als Perzentile auszuweisen (§§ 4–6 

DQV‑E). Damit stellt die Verordnung ausdrücklich auf eine Messstrecke ab, deren Anfangs‑ und 

Endpunkte im Einflussbereich des Endgeräts und der In‑Home‑Netzumgebung (z. B. WLAN, 

Heimverkabelung, Endgerätebetriebssystem, Treiber) liegen. Diese Komponenten sind jedoch nicht dem 

Verantwortungs‑ und Kontrollbereich des Anbieters zuzurechnen. Folglich wirken Endgerätequalität und 

In‑Home‑Bedingungen in erheblichem Maß auf die erfassten Messwerte ein und können diese 

verfälschen, ohne dass der Anbieter hierauf rechtlich oder technisch gestaltend einwirken könnte. 

Die DQV sieht vor, Dienstequalitätsparameter „je Technologie oder Tarif“ zu erheben und zu 

veröffentlichen. Im Mobilfunk bedeutet dies eine Differenzierung zwischen 2G, 4G (LTE), 5G NSA und 5G 

SA. Zwar handelt es sich aus technischer Sicht um eigenständige Funkzugangstechnologien, allerdings 

ist aus rechtlicher und praktischer Perspektive zu berücksichtigen, dass Endnutzer diese Technologien 

weder wahrnehmen noch bewusst auswählen können. 2G als Technologie wurde nicht für die heute 

geforderten Parameter entwickelt – bestimmte Messwerte sind daher sachlich nicht aussagekräftig. Damit 

fehlt es an der verbraucherrelevanten Transparenz, die die DQV bezweckt. 

Ein einfacher Verweis auf den Host‑MNO löst das Problem nicht. Es wäre systematisch verfehlt 

anzunehmen, ein MVNO könne seiner Pflicht genügen, indem er schlicht auf den Host‑MNO verweist. Der 

Host‑MNO kann die Tarife des MVNO nicht abbilden. Der Host‑MNO kann Messwerte nicht tarifspezifisch 

für MVNO‑Produkte aufschlüsseln. Ein „einfacher Verweis“ würde daher strukturell ins Leere gehen und 

wäre rechtlich nicht geeignet, die Pflichten aus der DQV zu erfüllen. 

 

Rasterbetrachtung. 

Die im Zuge der Diskussion vorgeschlagene 100 × 100‑Rasterung zur Darstellung bzw. Ermittlung von 

Dienstequalitätsparametern ist weder sachgerecht noch verhältnismäßig und führt zu erheblichem, 

sachlich nicht gerechtfertigtem Mehraufwand. Bereits der Entwurf der DQV zeigt, dass die maßgeblichen 

Parameter (Latenz, Verzögerungsschwankung/Delay, Paketverlust) je Technologie oder Tarif zu erheben 

und als Perzentile anzugeben sind (§§ 4–6 DQV) – eine verpflichtende raumbezogene Rasterung ist aus 

dem Verordnungstext nicht klar. Die geforderte Qualitätstransparenz kann somit ohne flächendeckende 

Rasterauflagen erreicht werden.  

Zudem ist festzuhalten, dass Qualitätsunterschiede in der Fläche nicht homogen über ein grobes Raster 

verteilt sind, sondern in der einzelnen Rasterzelle – etwa durch lokalspezifische Topographie, 

Bebauungsstruktur, Zellenbelegung, In‑Building‑Dämpfung und Endgeräteheterogenität – maßgeblich 

differieren. Eine 100 × 100‑Rasterung verschleiert diese intra‑zellulären Unterschiede, erzeugt 

Scheingenauigkeit und eignet sich damit nicht als taugliches Instrument für nutzerrelevante 

Qualitätsaussagen. Die DQV‑Systematik selbst stellt auf dienst‑ und anbieterseitige Parameter ab 

(Perzentile je Technologie/Tarif), nicht auf kartographierte Rastergitter; eine Ausdehnung auf starre 

Flächenraster ginge daher über Ziel und Inhalt der Verordnung hinaus. 

Rechtlich ist die 100 × 100‑Rasterung nicht erforderlich (Grundsatz der Erforderlichkeit) und wegen des 

erheblichen administrativen und technischen Mehraufwands für Datenerhebung, Aggregation, Validierung 

und Veröffentlichung nicht verhältnismäßig (Übermaßverbot). Der Entwurf der DQV verlangt die jährliche 

Erhebung und Open‑Data‑Veröffentlichung in maschinenlesbarer Form (§ 15 DQV); bereits diese Pflicht 

bindet erhebliche Ressourcen. Eine zusätzliche Rasterpflicht würde diese Belastung ohne erkennbaren 

Erkenntnisgewinn weiter erhöhen und die in § 15 DQV statuierte Übermittlungs‑ und 

Veröffentlichungspflicht unnötig verkomplizieren. 

Sachlich ist überdies darauf hinzuweisen, dass Rasterbetrachtungen bereits im Rahmen der ZIB 

(Zentralen Informations‑/Infrastruktur‑ bzw. Breitband‑Informationsformate) verankert sind. Eine 

Doppelstruktur durch parallele Rasteranforderungen in der DQV würde zu Redundanzen führen, die 

weder die Transparenz erhöhen noch Endnutzerinnen und Endnutzern einen Mehrwert stiften, wohl aber 

Inkonsistenzen zwischen Systemen und Abweichungen in Methodik und Stichtagen begünstigen. 

Zweckmäßiger ist es, bei der DQV auf die dienstspezifischen, perzentilbasierten Qualitätskennzahlen 

abzustellen und kartographische Darstellungen im bestehenden ZIB‑Kontext zu belassen. 

§ 7 DQV Frist zum erstmaligen Anschluss 
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Bei der Messung der Frist zum erstmaligen Anschluss muss sichergestellt werden, dass ausschließlich 

Vorgänge erfasst werden, die im Einflussbereich des Anbieters liegen. Verzögerungen, die im Ermessen 

des Endkunden liegen, wie etwa der spätere Anschluss des Endgeräts oder eine andere verzögerten 

Inbetriebnahme, dürfen dem Anbieter nicht angelastet werden. Selbiges gilt für Fälle, in denen eine 

spätere Herstellung des Anschlusses vom Endkunden gewünscht wird. Die Verpflichtung ist daher so zu 

präzisieren, dass ausschließlich objektiv durch den Verpflichteten beeinflussbare Vorgänge berücksichtigt 

werden. Nur so kann ein fairer Qualitätswettbewerb gewährleistet werden, der dem Ziel und Zweck der 

DQV entspricht und keine Verfälschung zu Lasten des Verpflichteten verursacht. 

 

§ 8 DQV Beschwerden über Richtigkeit der Rechnung 

Der Entwurf verlangt, sowohl die Gesamtanzahl der Rechnungen als auch die Anzahl jener Rechnungen, 

die zu einer Beschwerde durch den Endnutzer über die Richtigkeit einer bestimmten Rechnung führen, zu 

ermitteln, und sodann den Anteil dieser Beschwerden anzugeben. Die Anzahl eingehender 

Rechnungsbeschwerden bildet kein objektives Maß der Dienstqualität. Eine Kennzahl, die jede 

Kontaktaufnahme als „Beschwerde“ wertet, setzt Fehlanreize, etwa zur Erschwerung der 

Beschwerdekanäle oder zur bürokratischen Vorprüfung, um Zählungen zu vermeiden. Dadurch wird 

Konsumentenschutz nicht gestärkt, sondern potenziell verschlechtert. 

 

§ 9 DQV Reaktionszeit des Anbieterkundenservice 

Die in § 9 DQV vorgesehene Verpflichtung, die Reaktionszeit des Anbieterkundenservices anhand der 

Zeitspanne bis zum Erreichen eines menschlichen Gegenübers zu messen, entspricht nicht mehr dem 

aktuellen technologischen und organisatorischen Stand moderner Kundenserviceprozesse. Die Norm 

geht von einem traditionellen Call‑Center‑Modell aus, in welchem der telefonische Erstkontakt zwingend 

durch einen menschlichen Agenten erfolgt. Dies steht jedoch im Widerspruch zur heutigen 

Automatisierungs- und Digitalisierungsrealität im Kundenservice. 

Moderne Servicekonzepte setzen – im Einklang mit Effizienz, Nutzerfreundlichkeit und international 

gängigen Standards – zunehmend auf intelligente Systeme, digitale Self‑Care‑Tools und Chatbots. Diese 

Systeme können viele Kundenanliegen schneller, zuverlässiger und zu jeder Tageszeit lösen als der 

Kontakt zu einem menschlichen Agenten. Der Zeitpunkt, an dem ein menschliches Gegenüber erreicht 

wird, ist daher kein sachgerechter Indikator mehr für die tatsächlich erlebte Servicequalität. 

Die Fokussierung auf einen menschlichen Gesprächspartner führt zudem zu Fehlanreizen: Anbieter, die 

effiziente digitale Lösungen bereitstellen, würden regulatorisch schlechter gestellt als solche, die das 

menschliche Call‑Center künstlich früh einschalten – unabhängig davon, ob dies für den Kunden 

tatsächlich einen Nutzen hat. Der Parameter bildet daher weder Effizienz noch Kundenzufriedenheit noch 

technische Realität adäquat ab. 

 

§ 10 DQV Ausfallswahrscheinlichkeit. 

Der Entwurf des § 10 DQV enthält keine Legaldefinition des Begriffs „Ausfallswahrscheinlichkeit“, sondern 

setzt voraus, dass die Anbieter den Zeitraum bestimmen können, in dem ein Dienst „nicht betriebsbereit“ 

ist. Als Betreiber orientieren wir uns bei der Qualitätsüberwachung an international anerkannten 

Parametern des Telecom Service Monitoring (TSM).  

Diese Parameter sind Standard in der Telekombranche und dienen der objektiven Beurteilung von Netz‑ 
und Dienstverfügbarkeit. Der DQV‑Entwurf verweist jedoch weder auf TSM‑Standards noch definiert er, 

wie diese Parameter in das neue Konzept der „Ausfallswahrscheinlichkeit“ einbezogen werden sollen. 

Damit stellt § 10 DQV keine Anschlussfähigkeit zu bestehenden technischen, international anerkannten 

Messmethoden her – und führt zu erheblichen Unsicherheiten sowohl bei der Datenermittlung als auch 

bei der Auslegung. 

Es wird daher angeregt, die technischen Ermittlungspflichten praxistauglich zu gestalten und auf 

realistisch messbare, standardisierte und europaweit etablierte Methoden abzustellen (z.B. modellbasierte 

Qualitätsangaben, technische Benchmarking‑Verfahren, aggregierte Netzparameter), die den 

tatsächlichen Möglichkeiten der Netzbetreiber entsprechen und gleichzeitig Transparenz für Endnutzer 

gewährleisten. 
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§ 11 DQV Verzögerungen bei der Rufsignalisierung. 

§ 11 DQV‑E verpflichtet zur Ermittlung der Zeitspanne zwischen dem Empfang der Adressinformation 

durch das Netz und der Anrufsignalisierung am Endgerät des rufenden Endnutzers. Damit wird eine 

Messstrecke normiert, deren Endpunkt – nämlich das Endgerät des Kunden – nicht im Herrschafts‑, 
Verantwortungs‑ oder Kontrollbereich des Mobilfunknetzbetreibers (MNO) liegt. 

 

§§ 12 DQV Maßnahmen zu textbasierten Notrufen 

Der Entwurf des § 12 DQV verlangt lediglich, dass der Verpflichtete „anzugeben [hat], durch welche 

Maßnahmen textbasierte Notrufe bereitgestellt werden“. Eine bloße Maßnahmenangabe ohne technische 

Mindestfestlegung ist zu unbestimmt (Bestimmtheitsgebot) und nicht geeignet, wirksame, interoperable 

und EU‑rechtskonforme textbasierte Notrufe sicherzustellen. Der Verordnungstext enthält keine 

Festlegung auf Real‑Time‑Text (RTT) als „state of the art“ als textbasierter Notruf. Die bloße Pflicht, 

„Maßnahmen“ zu benennen, ist unzureichend. RTT muss als möglicher Standard im Verordnungstext 

ausgewiesen werden (technisch determiniert durch Bezugnahme auf ETSI‑Dokumente). 

 

§ 13 DQV Zusätzliche Dienste bei Notrufen. 

Die in § 13 Abs 2 vorgesehene Übergangsfrist für Text in Echtzeit bzw. Gesamtgesprächsdienste für 

Notrufabfragestellen muss auch für die übrigen Verpflichteten gelten. Eine unterschiedliche Behandlung 

ist sachlich nicht gerechtfertigt, da alle betroffenen Unternehmen von den technischen, organisatorischen 

und wirtschaftlichen Herausforderungen gleichermaßen betroffen sind. 

 

 

 

 

Freundliche Grüße 
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